
 

 

  

 

Der Senat von Berlin 

WiEnBe IV B 11 

9013 - 8277 

 

 

An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

V o r l a g e 

 

- zur Kenntnisnahme - 

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin 

über Erste Verordnung zur Änderung der BVG-Benutzungsgebührenordnung 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, 

dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Erste Verordnung 

zur Änderung der BVG-Benutzungsgebührenordnung 

 

Vom 17.01.2023 

 

Aufgrund des § 23 Absatz 5 des Berliner Mobilitätsgesetzes vom 5. Juli 2018 (GVBl. S. 

464), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1117) 

geändert worden ist, und des § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge vom 

22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 2019 

(GVBl. S. 284) geändert worden ist, verordnet der Senat: 

 

Artikel 1 

Änderung der BVG-Benutzungsgebührenordnung 

Die Anlage zu § 1 der BVG-Benutzungsgebührenordnung vom 26. November 2019 

(GVBl. S. 754; 2020, S.4) wird wie folgt gefasst: 
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„Anlage zu § 1 

Gebührenverzeichnis 

Tarif-

stelle  

Art der Benutzung von Einrichtungen der 

BVG und die damit in Zusammenhang ste-

hende Inanspruchnahme von Leistungen 

Berech-

nungsein-

heit  

Gebühr 

1 Umsetzen von Fahrzeugen von Flächen des 

öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV), 

sofern sich die Maßnahme gegen die nach 

den §§ 13 und 14 des Allgemeinen Sicher-

heits- und Ordnungsgesetzes Verantwortli-

chen richtet oder die Gebührenpflicht nach 

§ 9 des Gesetzes über Gebühren und Bei-

träge entstanden ist 

  

 a) vollzogene Umsetzung eines Pkw, 

Kombinationsfahrzeuges, Transpor-

ters oder Motorrades bis 3,5 t zuläs-

siger Gesamtmasse und anderer 

Fahrzeuge in entsprechender Größe 

Je Einsatz-

fall 

 

274,17 Euro  

 

 b) begonnene Umsetzung eines Pkw, 

Kombinationsfahrzeuges, Transpor-

ters oder Motorrades bis 3,5 t zuläs-

siger Gesamtmasse und anderer 

Fahrzeuge in entsprechender Größe 

Je Einsatz-

fall 

 

215,30 Euro 

 

 c) Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges 

zur Umsetzung eines Pkw, Kombina-

tionsfahrzeuges, Transporters oder 

Motorrades bis 3,5 t zulässiger Ge-

samtmasse und anderer Fahrzeuge in 

entsprechender Größe 

Je Einsatz-

fall 

 

158,74 Euro 

 

 d) vollzogene Umsetzung eines Pkw, 

Kombinationsfahrzeuges oder Trans-

porters mit einer zulässigen Gesamt-

masse über 3,5 t und anderer Fahr-

zeuge in entsprechender Größe 

Je Einsatz-

fall 

 

650,32 Euro 

 

 e) begonnene Umsetzung eines Pkw, 

Kombinationsfahrzeuges oder Trans-

Je Einsatz-

fall 

 

409,96 Euro 
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porters mit einer zulässigen Gesamt-

masse über 3,5 t und anderer Fahr-

zeuge in entsprechender Größe 

 f) Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges 

zur Umsetzung eines Pkw, Kombina-

tionsfahrzeuges oder Transporters 

mit einer zulässigen Gesamtmasse 

über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in 

entsprechender Größe 

Je Einsatz-

fall 

 

195,45 Euro 

 

 g) Vermiedene Umsetzung bei Fahrzeu-

gen aller Art  

Je Einsatz-

fall 

 

76,45 Euro 

 Die Umsetzung gilt bei Fahrzeugen, die 

durch ein Abschleppfahrzeug auf der Lade-

fläche bzw. in der Hubbrille umgesetzt wer-

den sollen, als vollzogen, wenn das umzuset-

zende Fahrzeug verladen und das Ab-

schleppfahrzeug abfahrbereit ist. In allen 

anderen Fällen (z.B. Versetzen durch den 

Kran, mittels Handwagen, manuelles Umset-

zen) gilt die Umsetzung als vollzogen, wenn 

das Fahrzeug an dem neuen Standort abge-

stellt worden ist. 

  

 Eine Umsetzung gilt als begonnen, wenn Mit-

arbeiterinnen oder Mitarbeiter der BVG am 

Einsatzort erste Arbeitsschritte zur Umset-

zung des Fahrzeugs mittels technischer Hilfs-

mittel (z.B. Stützfuß ausfahren, Klammern an-

legen, Hubbrille ansetzen, Einsatz von Wa-

genhebern, Nachschlüsseln oder Werkzeug 

usw.) eingeleitet haben. Es ist dabei uner-

heblich, ob eine Verbindung zwischen dem 

technischen Hilfsmittel und dem umzusetzen-

den Fahrzeug entstanden ist. 

  

 Eine Leerfahrt liegt vor, wenn Mitarbeiterin-

nen oder Mitarbeiter der BVG den Ab-

schleppwagen bestellt haben und der Ab-

schleppwagen sich auf den Weg zum Ein-

satzort gemacht hat, unabhängig davon, ob 
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der Abschleppwagen bereits am Einsatzort 

erschienen ist. 

 Bei mehreren in unmittelbarer Nähe abge-

stellten Fahrzeugen wird im Falle einer Leer-

fahrt für jedes Fahrzeug nur eine Gebühr in 

Höhe eines gleichen Anteils an dem Gebüh-

rensatz für eine Leerfahrt erhoben. 

  

 Eine vermiedene Umsetzung liegt vor, wenn 

der Fahrzeughalter oder die Fahrzeughalte-

rin oder der Fahrzeugführer oder die Fahr-

zeugführerin mit dem Ziel, dass er oder sie 

oder eine andere berechtigte Person das 

Fahrzeug selbst entfernt, oder Hinweise am 

Fahrzeug oder sonstige Wahrnehmungen er-

mittelt und in der Wohnung, dem Haus, dem 

Ladengeschäft oder an einer sonstigen Ört-

lichkeit aufgesucht und dadurch eine Bestel-

lung des Abschleppwagen durch Mitarbeite-

rinnen oder Mitarbeiter der BVG vermieden 

werden konnte. Dies gilt auch, wenn die Auf-

suche / Kontaktaufnahme auf Veranlassung 

von Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der 

BVG durch einen Dritten (z.B. Nachbarin o-

der Nachbar, Bekannte oder Bekannter) er-

folgt. 

  

    

„ 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt 

für Berlin in Kraft. 

 

 

A. Begründung:   

 

a) Allgemeines: 

Da der Fluss und die Sicherheit des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 

durch eine den Verkehrsregeln oder Verkehrszeichen widersprechende Nutzung 
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der für den ÖPNV gesicherten Verkehrsflächen gefährdet wird, wurden die 

Rechte und Aufgaben der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) durch das Berliner 

Mobilitätsgesetz (MobG BE) ausgeweitet. Der BVG wurden neben der Polizei und 

den Ordnungsbehörden - beschränkt auf Verkehrsflächen des ÖPNV - Aufgaben 

der Verkehrsüberwachung und dazu korrespondierend das bis dahin ausschließ-

lich bei der Polizei und den Ordnungsbehörden liegende Recht übertragen, 

Zwangsmaßnahmen in Form des Umsetzens von Fahrzeugen gegenüber Fahre-

rinnen oder Halterinnen sowie Fahrern oder Haltern von Fahrzeugen anzuordnen 

und zu vollstrecken, die verkehrswidrig Fahrzeuge auf Verkehrsflächen des ÖPNV 

abgestellt haben.  

Für Maßnahmen der BVG nach § 23 Absatz 3 MobG BE können gemäß § 23 

Absatz 5 MobG BE und § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge 

(GebBtrG) Gebühren auf der Grundlage einer vom Senat erlassenen Gebühren-

ordnung erhoben werden.  

Die Gebührentatbestände und Gebührenhöhen sind in der Gebührenordnung für 

das Umsetzen von Fahrzeugen von Flächen des öffentlichen Personennahver-

kehrs durch die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) (BVG-Benutzungs-

gebührenordnung – BVGBenGebO) vom 26. November 2019 (GVBl. S. 754; 

2020, S.4) festgelegt. 

b) Einzelbegründung: 

Die derzeit in der Anlage zu § 1 der BVGBenGebO geregelten Gebührenhöhen 

für die Tatbestände der vollzogenen, der begonnen und vermiedenen Umsetzung 

sowie Leerfahrten zur Umsetzung von Fahrzeugen bis 3,5 t (Tarifstellen 1 Buch-

stabe a bis c und g) sind für die BVG nicht mehr kostendeckend. Hintergrund sind 

gestiegene Kosten bei der Erbringung von Abschleppleistungen durch - im Wege 

von europaweiten Ausschreibungen ermittelte - Dienstleister sowie gestiegene 

Personal- und Sachkosten bei der BVG selbst. Diese Gebührenhöhen werden da-

her neu gefasst.  

Die Neukalkulation der Gebühren wird den gebührenrechtlichen Grundprinzipien 

gerecht. Die Gebührenhöhen sind nachvollziehbar und so bemessen, dass mit ihr 

die voraussichtlichen Kosten der BVG gedeckt werden. Das Kostendeckungsprin-

zip wird auch bei der Beauftragung privater Abschleppfirmen herangezogen. Die 

Gebührenhöhen sind derart gefasst, dass keine Überschüsse erwirtschaftet wer-

den. Der Gleichbehandlungsgrundsatz und das Äquivalenzprinzip werden einge-

halten. 

c) Beteiligungen: 

Senatsverwaltung für Justiz, Vielfalt und Antidiskriminierung 

Senatsverwaltung für Finanzen 

Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz 
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B. Rechtsgrundlage: 

§ 23 Absatz 5 des Berliner Mobilitätsgesetzes vom 5. Juli 2018 (GVBl. S. 464), das 

zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1117) ge-

ändert worden ist, und § 6 Absatz 1 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge vom 

22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 

2019 (GVBl. S. 284) geändert worden ist. 

C. Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter 

Eine unterschiedliche Auswirkung auf die Geschlechter ergibt sich nicht. 

D. Gesamtkosten:  

Die Gebührentatbestände der Verordnung sind derart gefasst, dass die Kosten der 

BVG gedeckt und keine Überschüsse erwirtschaftet werden. 

E. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 

Die Verordnung kann hinsichtlich der Regelung der Gebühren bezüglich des Um-

setzens von Fahrzeugen durch die BVG diejenigen Personen und Unternehmen be-

lasten, die von der Zahlung der Gebühren betroffen sind. Die Kostenauswirkungen 

können jedoch nicht quantifiziert werden, da diese davon abhängen, in welcher 

Größenordnung Privathaushalte oder Wirtschaftsunternehmen die entsprechenden 

Handlungen der BVG verursachen. 

F. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  

Keine. 

G.    Auswirkungen auf den Klimaschutz und die Umwelt: 

Keine. 

H. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

Keine. Die Gebührentatbestände der Verordnung sind derart gefasst, dass die 

Kosten der BVG gedeckt und keine Überschüsse erwirtschaftet werden. 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: Keine. 

 

Berlin, den 17.01.2023 

 

Der Senat von Berlin 

 

Franziska   G i f f e y Stephan   S c h w a r z 

................................................. ........................................ 

Regierende Bürgermeisterin Senator für Wirtschaft, 

 Energie und Betriebe  
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Anlage zur Vorlage an 

das Abgeordnetenhaus 
 
 

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 

 

Alte Fassung Neue 

Fassung 

Art der Benutzung von Einrichtungen der BVG und 

die damit in Zusammenhang stehende Inanspruch-

nahme von Leistungen 

Berech-

nungseinheit 

Gebühr 

Umsetzen von Fahrzeugen von Flächen des öffent-

lichen Personennahverkehrs (ÖPNV), sofern sich die 

Maßnahme gegen die nach den §§ 13 und 14 des 

Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes 

Verantwortlichen richtet oder die Gebührenpflicht 

nach § 9 des Gesetzes über Gebühren und Bei-

träge entstanden ist 

a) vollzogene Umsetzung eines Pkw, Kombina-

tionsfahrzeuges, Transporters oder Motorrades 

bis 3,5 t zulässiger Gesamtmasse und anderer 

Fahrzeuge in entsprechender Größe 

 

 

 

 

 

Je Einsatzfall 

    

 

 

 

 

 

208,33 

Euro  

 

 

 

 

 

 

274,17 

Euro 

b) begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombina-

tionsfahrzeuges, Transporters oder Motorrades 

bis 3,5 t zulässiger Gesamtmasse und anderer 

Fahrzeuge in entsprechender Größe 

Je Einsatzfall 

 

167,81 

Euro 

 

215,30 

Euro 

 

c) Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Um-

setzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges, 

Transporters oder Motorrades bis 3,5 t zulässi-

ger Gesamtmasse und anderer Fahrzeuge in 

entsprechender Größe 

Je Einsatzfall 

 

125,91 

Euro 

 

158,74 

Euro 

 

d) vollzogene Umsetzung eines Pkw, Kombina-

tionsfahrzeuges oder Transporters mit einer zu-

lässigen Gesamtmasse über 3,5 t und anderer 

Fahrzeuge in entsprechender Größe 

Je Einsatzfall 

 

650,32 

Euro 
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e) begonnene Umsetzung eines Pkw, Kombina-

tionsfahrzeuges oder Transporters mit einer zu-

lässigen Gesamtmasse über 3,5 t und anderer 

Fahrzeuge in entsprechender Größe 

Je Einsatzfall 

 

409,96 

Euro 

 

 

f) Leerfahrt eines Abschleppfahrzeuges zur Um-

setzung eines Pkw, Kombinationsfahrzeuges o-

der Transporters mit einer zulässigen Gesamt-

masse über 3,5 t und anderer Fahrzeuge in ent-

sprechender Größe 

Je Einsatzfall 

 

195,45 

Euro 

 

 

g) Vermiedene Umsetzung bei Fahrzeugen aller Art Je Einsatzfall 

 

61,73 

Euro 

76,45 

Euro 

 

Die Umsetzung gilt bei Fahrzeugen, die durch ein 

Abschleppfahrzeug auf der Ladefläche bzw. in der 

Hubbrille umgesetzt werden sollen, als vollzogen, 

wenn das umzusetzende Fahrzeug verladen und 

das Abschleppfahrzeug abfahrbereit ist. In allen 

anderen Fällen (z.B. Versetzen durch den Kran, mit-

tels Handwagen, manuelles Umsetzen) gilt die Um-

setzung als vollzogen, wenn das Fahrzeug an dem 

neuen Standort abgestellt worden ist. 

   

Eine Umsetzung gilt als begonnen, wenn Mitarbei-

terinnen oder Mitarbeiter der BVG am Einsatzort 

erste Arbeitsschritte zur Umsetzung des Fahrzeugs 

mittels technischer Hilfsmittel (z.B. Stützfuß ausfah-

ren, Klammern anlegen, Hubbrille ansetzen, Einsatz 

von Wagenhebern, Nachschlüsseln oder Werkzeug 

usw.) eingeleitet haben. Es ist dabei unerheblich, ob 

eine Verbindung zwischen dem technischen Hilfs-

mittel und dem umzusetzenden Fahrzeug entstan-

den ist. 

   

Eine Leerfahrt liegt vor, wenn Mitarbeiterinnen oder 

Mitarbeiter der BVG den Abschleppwagen bestellt 

haben und der Abschleppwagen sich auf den Weg 

zum Einsatzort gemacht hat, unabhängig davon, ob 

der Abschleppwagen bereits am Einsatzort erschie-

nen ist. 
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Bei mehreren in unmittelbarer Nähe abgestellten 

Fahrzeugen wird im Falle einer Leerfahrt für jedes 

Fahrzeug nur eine Gebühr in Höhe eines gleichen 

Anteils an dem Gebührensatz für eine Leerfahrt er-

hoben. 

   

Eine vermiedene Umsetzung liegt vor, wenn der 

Fahrzeughalter oder die Fahrzeughalterin oder der 

Fahrzeugführer oder die Fahrzeugführerin mit dem 

Ziel, dass er oder sie oder eine andere berechtigte 

Person das Fahrzeug selbst entfernt, oder Hinweise 

am Fahrzeug oder sonstige Wahrnehmungen ermit-

telt und in der Wohnung, dem Haus, dem Ladenge-

schäft oder an einer sonstigen Örtlichkeit aufge-

sucht und dadurch eine Bestellung des Abschlepp-

wagen durch Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der 

BVG vermieden werden konnte. Dies gilt auch, 

wenn die Aufsuche / Kontaktaufnahme auf Veran-

lassung von Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der 

BVG durch einen Dritten (z.B. Nachbarin oder 

Nachbar, Bekannte oder Bekannter) erfolgt. 

   

 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

 

Verfassung von Berlin vom 23. November 1995, 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Mai 2021 (GVBl. S. 502) 

Artikel 64 

(1) Durch Gesetz kann der Senat oder ein Mitglied des Senats ermächtigt werden, Rechtsverord-

nungen zu erlassen. Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung müssen im Gesetz be-

stimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der Rechtsverordnung anzugeben. 

(2) Zur Festsetzung von Bebauungsplänen und Landschaftsplänen können die Bezirke durch Gesetz 

ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen. Die Ermächtigung kann sich auch auf andere 

baurechtliche Akte, die nach Bundesrecht durch Satzung zu regeln sind, sowie auf naturschutzrecht-

liche Veränderungsverbote erstrecken. Dies gilt nicht für Gebiete mit außergewöhnlicher stadtpoli-

tischer Bedeutung. Das Nähere regelt ein Gesetz. 
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(3) Die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 sind dem Abgeordnetenhaus unverzüglich zur Kenntnis-

nahme vorzulegen. Verwaltungsvorschriften sind dem Abgeordnetenhaus auf Verlangen vorzule-

gen. 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Berliner Mobilitätsgesetz vom 5. Juli 2018,  

zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (GVBl. S. 1117) 

§ 23 Aufgaben und Befugnisse der Berliner Verkehrsbetriebe bei der Verkehrsüberwachung 

(1) Unbeschadet der Aufgaben und Befugnisse von Polizei und Ordnungsbehörden überwachen die 

Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) den ruhenden Verkehr zur Abwehr von Gefahren, die von einer den 

Verkehrsregeln oder Verkehrszeichen widersprechenden Nutzung der Verkehrsflächen des ÖPNV 

ausgehen. 

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgabe nach Absatz 1 ist die BVG berechtigt, Fahrzeuge zur Räumung 

von Bussonderfahrstreifen (Zeichen 245 der Anlage 2 zu § 41 Absatz 1 der Straßenverkehrs-Ord-

nung), Haltestellenbereichen sowie Wendeanlagen (Wendekreise und Wendeschleifen) im Bereich 

von Endhaltestellen (Zeichen 224, Zeichen 283 oder Zeichen 299 der Anlage 2 zu § 41 Absatz 1 

der Straßenverkehrs-Ordnung), einschließlich der dort befindlichen Gehwege und Radwege, und 

von Straßenbahngleisen (§ 12 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Ordnung) umzusetzen. Dies gilt auch 

für die temporär angeordneten Bussonderfahrstreifen, Haltestellenbereiche und Wendeanlagen 

und im Zusammenhang mit Baumaßnahmen von Infrastruktur- und Verkehrsunternehmen. Zu die-

sem Zweck finden die §§ 11 bis 16, 17, 18, 42 bis 44, 46, 48 bis 51 und 59 bis 65 des Allgemeinen 

Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 2006 

(GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. März 2018 (GVBl. S. 186) geändert 

worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, entsprechende Anwendung. 

(3) Verkehrsrechtlich besonders ausgebildete Beschäftigte der BVG dürfen zum Zweck des Absat-

zes 2 vor Ort ausschließlich die folgenden Befugnisse ausüben: 

1. entsprechend dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz : 

a )§ 15, Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme, 

b) § 17, Allgemeine Befugnisse, 

c) § 18, Ermittlungen, Befragungen, Datenerhebungen, 

d) § 37a, Umsetzung von Fahrzeugen, 

e) § 42, Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung,  
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f) § 44, Datenübermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs; 

2. auf Grund des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-

rungsnummer 201-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2094) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung: 

a) § 10, Ausübung der Ersatzvornahme, 

b) § 12, Ausübung des unmittelbaren Zwanges gegen Sachen. 

(4) Die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung erlässt im Einvernehmen mit der für Inneres zustän-

digen Senatsverwaltung die zur Ausführung der Absätze 1, 2 und 3 erforderlichen Verwaltungsvor-

schriften, die insbesondere die Anforderungen an die verkehrsrechtliche Ausbildung im Sinne des 

Absatzes 3 und das Verfahren der Zusammenarbeit der BVG mit der Polizei Berlin festlegen. 

(5) Für die Erhebung von Gebühren für Maßnahmen nach Absatz 3 durch die BVG gilt das Gesetz 

über Gebühren und Beiträge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Artikel IV des 

Gesetzes vom 18. November 2009 (GVBl. S. 674) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 

Fassung; die Gebührenordnung erlässt der Senat durch Rechtsverordnung. 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Allgemeines Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin (Allgemeines 

Sicherheits- und Ordnungsgesetz - ASOG Bln) 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. November 2022 (GVBl. S. 642) 

§ 13 Verantwortlichkeit für das Verhalten einer Person 

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen diese Person zu richten. 

(2) Ist diese Person noch nicht 14 Jahre alt, so können die Maßnahmen auch gegen die Person 

gerichtet werden, die zur Aufsicht über sie verpflichtet ist. 2 Ist für die Person ein Betreuer bestellt, 

so können die Maßnahmen auch gegen den Betreuer im Rahmen seines Aufgabenbereichs gerich-

tet werden. 

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Gefahr in Ausübung der Verrich-

tung, so können Maßnahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die die andere Person zu 

der Verrichtung bestellt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, soweit andere Vorschriften dieses Gesetzes oder 

andere Rechtsvorschriften abschließend bestimmen, gegen wen eine Maßnahme zu richten ist. 
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§ 14 Verantwortlichkeit für Tiere oder den Zustand einer Sache 

(1) Geht von einem Tier oder von einer Sache eine Gefahr aus, so sind die Maßnahmen gegen den 

Inhaber der tatsächlichen Gewalt zu richten. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes, die sich auf Sachen beziehen, sind auch auf Tiere anzuwen-

den. 

(3) Maßnahmen können auch gegen den Eigentümer oder einen anderen Berechtigten gerichtet 

werden. 2 Das gilt nicht, wenn der Inhaber der tatsächlichen Gewalt sie ohne den Willen des Ei-

gentümers oder Berechtigten ausübt. 

(4) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, so können die Maßnahmen auch gegen den-

jenigen gerichtet werden, der das Eigentum an der Sache aufgegeben hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, soweit andere Vorschriften dieses Gesetzes oder 

andere Rechtsvorschriften abschließend bestimmen, gegen wen eine Maßnahme zu richten ist. 

§ 15 Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme 

(1) Die Ordnungsbehörden und die Polizei können eine Maßnahme selbst oder durch einen Beauf-

tragten unmittelbar ausführen, wenn der Zweck der Maßnahme durch Inanspruchnahme der nach 

den §§ 13 oder 14 Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 2 Die von 

der Maßnahme betroffene Person ist unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Die durch die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme entstehenden Kosten werden von den 

nach den §§ 13 oder 14 Verantwortlichen erhoben. 2 Mehrere Verantwortliche haften als Gesamt-

schuldner. 3 Die Kosten können im Verwaltungsvollstreckungsverfahren beigetrieben werden. 4 Die 

Erhebung von Kosten nach dem Gesetz über Gebühren und Beiträge bleibt unberührt. 

(3) Wird eine Maßnahme durch einen Beauftragten ausgeführt, so bestehen die Kosten in dem Be-

trag, der an den Beauftragten zu zahlen ist. 2 Wird eine Maßnahme durch die Ordnungsbehörde 

oder die Polizei selbst ausgeführt, so bestehen die Kosten in ihren durch die Maßnahme unmittelbar 

entstehenden zusätzlichen personellen und sächlichen Aufwendungen. 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Gesetz über Gebühren und Beiträge vom 22. Mai 1957 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. S. 284) 

§ 3 Benutzungsgebühren 

(1) Benutzungsgebühren werden als Gegenleistung für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen so-

wie für damit in Zusammenhang stehende Leistungen erhoben. 
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(2) Die Erhebung der Gebühr setzt voraus, daß die Einrichtung benutzt wird oder benutzt werden 

kann. 

(3) Für nichtrechtsfähige Anstalten, deren Gebühren so zu bemessen sind, daß sie gemäß § 8 Abs. 3 

zur Deckung aller Ausgaben ausreichen (Gebührenanstalten), erläßt der Senat durch Rechtsver-

ordnung Satzungen. In den Satzungen ist insbesondere Näheres über den Wirkungskreis, die Be-

nutzungsverhältnisse, die Lieferungs- oder Leistungsbedingungen und einen etwaigen Anschluß- 

und Benutzungszwang der Gebührenanstalten zu bestimmen. 

§ 6 Gebühren- und Beitragsordnungen 

(1) Der Senat erlässt durch Rechtsverordnung nach Maßgabe der Vorschriften dieses Gesetzes 

Gebühren- und Beitragsordnungen. 

(2) Die zur Ausführung einer Gebühren- oder Beitragsordnung erforderlichen Verwaltungsvor-

schriften erlässt das zuständige Mitglied des Senats im Benehmen mit dem Senator für Finanzen. 

§ 8 Grundsätze für die Bemessung von Gebühren und Beiträgen 

(1) In den Gebühren- und Beitragsordnungen sind die Gebühren und Beiträge unter näherer Be-

zeichnung der Art und des Inhalts der die Zahlungspflicht begründenden Amtshandlungen oder 

Anlage im Voraus nach festen Normen und Sätzen zu bestimmen. Für eine Amtshandlung, für die 

noch kein Gebührentatbestand bestimmt ist, ist eine Gebühr von 5 bis 5 000 Euro festzusetzen. 

Die Gebühren und Beiträge nach den Sätzen 1 und 2 sind unter Berücksichtigung der in den Ab-

sätzen 2 bis 6 aufgestellten Grundsätze zu bestimmen. In besonderen Fällen können Ermäßigun-

gen oder Befreiungen zugelassen werden. 

(2) Die Verwaltungsgebühren sind unter Berücksichtigung der Kosten des Verwaltungsaufwandes, 

des Wertes des Gegenstandes der Amtshandlung, des Nutzens oder der Bedeutung der Amts-

handlung für den Gebührenschuldner zu bemessen. 

(3) Die Höhe der Benutzungsgebühren ist so zu bemessen, daß alle Kosten der Einrichtungen ge-

deckt sowie Rücklagen für die wirtschaftliche und technische Entwicklung gebildet werden können. 

(4) Besteht eine Verpflichtung zur Benutzung einer Einrichtung für alle Personen oder für einzelne 

Personengruppen oder sind die Genannten auf die Benutzung der Einrichtung angewiesen oder 

handelt es sich um Einrichtungen, die vorzugsweise den Bedürfnissen der wirtschaftlich schwäche-
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ren Bevölkerung dienen, so ist unter Berücksichtigung des öffentlichen Interesses und der dem ein-

zelnen gewährten besonderen Vorteile eine entsprechende Ermäßigung der Gebührensätze oder 

ein Verzicht auf die Erhebung der Gebühren in der Gebührenordnung zulässig. 

(5) Die Höhe der Beiträge ist nach den durch die Anlage begründeten Vorteilen zu bemessen. 

(6) Soweit ein Rechtsakt der Europäischen Union oder ein völkerrechtlicher Vertrag im Einzelnen 

inhaltlich bestimmte Vorgaben für die Erhebung von Gebühren, Beiträgen und Auslagen enthält, 

die von diesem Gesetz abweichen, ist die Erhebung von Gebühren, Beiträgen und Auslagen nach 

Maßgabe dieses Rechtsaktes oder Vertrages zu bestimmen. 

§ 10 Gebühren- und Beitragsschuldner 

(1) Schuldner einer Verwaltungsgebühr ist, wer die besondere Tätigkeit der Verwaltung selbst o-

der durch Dritte, deren Handeln ihm zuzurechnen ist, veranlaßt. 

(2) Schuldner einer Benutzungsgebühr ist derjenige, 

a) der die Einrichtung benutzt, 

b) der die Benutzung oder die Leistung der Einrichtung selbst oder durch Dritte, deren Handeln 

ihm zuzurechnen ist, veranlaßt, 

c) dem die Benutzung oder die Leistung der Einrichtung mittelbar oder unmittelbar zugute kommt. 

(3) Beitragsschuldner sind Grundeigentümer und Gewerbetreibende, denen die im § 4 bezeichne-

ten Vorteile zugute kommen. 

(4) Wird eine Gebühr oder ein Beitrag von mehreren Personen geschuldet, so haften sie als Ge-

samtschuldner. 

(5) Für die Erstattung von Barauslagen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 


